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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundes'tag wolle beschließen: 


Entwurf eines Dreizehnten Gesetzes zur Änderung des 
Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

§ 1 ^ 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 1952 | 
{Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fassumg der dazu | 
ergangenen Aniderungsgeisetze wird wie folgt ge^ | 
ändert: 

1. § 4 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. Leistungen aus dem Härtefonds — §§ 301, I 
301 a — und Leistungen an Sowjetzonen- ; 
flüchtlinge — § 301 b — " . I 

2. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Bund und Länder einschließlich des 
Landes Berlin leisten ferner an den Aus- ' 
gleichsfonds einen jährlichen Zuschuß in 
Höhe von 500 Millionen Deutsche Mark, Der 
Bund leistet eine Hälfte dieses Zuschusses, 
die Länder einschließlich des Landes Berlin 
leisten die andere Hälfte nach dem Verhält- 
nis ihrer Steueraufkommen im jeweils vor- 
hergehenden Rechnungsjahr.” 

b) Als neuer Absatz 6 wird eingefügt: 

„(6) Die für Leistungen an Sowjetzonen- 
flüchtlinge erforderlichen Mittel sind vom 
Bund und den Ländern (einschließlich des 
Landes Berlin) an den Ausgleichsfonds in 


Höhe des jährlichen Aufwands zu leisten. 
Der Bund leistet eine Hälfte dieses Betrages, 
die Länder einschließlich des Landes Berlin 
leisten die andere Hälfte dieses Betrages 
nach dem Verhältnis ihrer Steueraufkommen 
im jeweils vorhergehenden Rechnungsjahr." 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe b wird als 
Buchstabe c eingefügt: 

„c) an Gegenständen, die bewertungsrecht- 
lich zwar zum sonstigen Vermögen zäh- 
len, aber lauf stillgelegten Betrieben be- 
ruhen oder mit Rücksicht auf eine erst 
beabsichtigte Betriebseröffnung beschafft 
worden waren,". 

Die bisherigen Buchstaben c bis f werden 
die Buchstaben d bis g. 

b) In Absatz 7 erhält Satz 2 folgende Fassung; 

„Ein Schaden, der einem nach dem 31. März 
1952 im Vertreibungsgebiet Verstorbenen 
tatsächlich bereits entstanden war, kann als 
Vertreibungsschaden von dem Ehegatten 
oder den Kindern des Verstorbenen als 
Erben geltend gemacht werden." 

4, In § 13 Abs. 1 Nr. 2 wird nach Buchstabe b ein- 
gefügt: 

„c) an Anteilen, an einer in der Form einer 
Kapitalsgesellschaft betriebenen Einmann- 
oder Familiengesellschaft, 

d) an Gegenständen, die bewertungsrechtlich 
zwar zum sonstigen Vermögen zählen, aber 
auf stillgelegten Betrieben beruhen oder 
mit Rücksicht auf eine erst beabsichtigte Be- 
triebseröffnung beschafft worden waren,". 
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5. Nach § 47 a wird folgender § 47 b neu eingefügt: 

.§ 47 b 

Berücksichtigung von Kriegsschäden bei 
Schadensbeseitigung vor dem 21. Juni 1948 

In den Fällen der Beseitigung von Kriegs- 
schäden vor dem 21. Juni 1948 werden auf An- 
trag die Vierteljahresbeträge gemindert. Min- 
derungsbetrag ist der fünfte Teil des Betrages, 
der sich durch Anwendung des bei der Ver- 
anlagung angesetzten Vierteljahressatzes auf 
die ungekürzte Abgabeschuld im Sinne des § 31 
Satz 1 ergibt. Das Nähere wird durch Verwal- 
tungsanordnung nach § 203 Abs. 5 bestimmt." 

6. § 230 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Folgende neue Nummer 3 wird einge- 
fügt: 

„3. als Sowjetzonenflüchtling gemäß 
§ 3 des Bunde svertriebenengesetz es 
oder". 

bb) Die bisherige Nummer 3 wird Num- 
mer 4. 

cc) Die neue Nummer 4 erhält folgenden 
Schlußsatz: 

„Als Hilf Sibedürftigk eit gilt, wenn einer 
der Ehegatten das 70. Lebensjahr voll- 
endet hat." 

b) Folgender neuer Abisatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Vertreibungsschäden kann der Ge- 
schädigte auch dann geltend machen, wenn 
er am 31. Dezember 1952 nach seiner Aus- 
weisung aus den Vertreibungsgebieten Auf- 
enthalt in einem Land gehabt hat, das das 
Londoner Schuldenabkommen unterzeichnet 
hat. In Abweichung der Bestimmung in Ab- 
satz 1 haben keinen Anspruch Vertriebene, 
die in Österreich und in Jugoslawien Auf- 
enthalt haben." 

c) Absätze 4, 5 und 6 werden Absätze 5, 6 
und 7. 

7. § 245 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 erhält folgende Fassung: 

„1. Schäden an landwirtschaftlichem Ver- 
mögen sind mit einem um ein Drittel, 

Schäden an forstwirtschaftlichem Ver- 

mögen mit einem um zwei Drittel er- 
höhten Betrag anzusetzen." 

b) Nach Nummer 1 wird folgende neue Num- 
mer 2 eingefügt: 

„2. Schäden an Wirtschaftsgütern, die zum 

Grundvermögen gehören, sind mit einem 
um ein Viertel, Schäden, die zum Be- 
triebsvermögen gehören, sind mit einem 


um ein Fünftel erhöhten Betrag anzu- 
setzen." 

c) Die Nummern 2, 3 und 4 werden Nummern 3, 
4 und 5. 


3. In § 246 erhält Absatz 2 folgende Fassung: 

„(2) Es werden folgende Schadensgruppen 
gebildet und folgende Grundbeträge festgesetzt: 


Scha- 

dens- 

Schadens- 
betrag 
in Reichs- 
mark 
bis 

Grundbetrag in Deutscher Mark 

grup- 

pe 

Ausgangs- 

betrag 

zuzüglich 

V. H, 

des Schadens- 
betrages über 

1 

4 000 

0 

125 

0 

2 

5 000 

5 000 

100 

4 000 

3 

6 000 

6 000 

75 

5 000 

4 

7 000 

6 750 

50 

6 000 

5 

10 000 

7 250 

25 

7 000 

6 

40 000 

8 000 

20 

10 000 

7 

100 000 

14 000 

10 

40 000 

8 

300 000 

20 000 

8 

100 000 

9 

500 000 

36 000 

7 

300 000 

10 

1 000 000 

50 000 

4 

500 000 

11 

2 000 000 

70 000 

6 

1 000 000 

12 über 2 000 000 

130 000 

6,5 

2 000 000 


Alle Schadensbeträge werden auf volle 100 
Reichsmark nach oben aufgerundet." 

9. In § 248 werden hinter den Worten „im Sinne 
des § 2" die Worte „und für Sowjetzonenflücht- 
linge im Sinne der §§ 3 und 4" eingefügt. 

10. § 249 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Als Endvermögen gilt nach Abzug eines 
Freibetrages von 5000 Deutsche Mark das 
Vermögen des unmittelbar Geschädigten am 
21. Juni 1948, vermindert um 30 vom Hun- 
dert." 

b) Folgender neuer Absatz 5 wird eingefügt: 

„(5) Der Kürzungsbetrag nach den Ab- 
sätzen 1 und 3 darf nicht höher sein als 75 
vom Hundert des vor Anwendung dieser 
Bestimmungen errechneten Grundbetrages 
(Mindeste rfüllungsbetrag) . " 

c) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 

11. § 249 a Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Soweit die Hauptentschädigung zur Abgeltung 
von Verlusten an Ansprüchen, die Sparanlagen 
im Sinne des Altsparergesetzes sind und auf 
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Reichsmark oder tschechische Kronen oder i 
auf eine andere Währung gelautet haben, für ; 
die die in § 245 Nr. 2 Satz 2 vorgesehene Ab- ! 
geltung von Verlusten an anderen privatrecht- | 
liehen geldwerten Ansprüchen gewährt wird, | 
bleibt der Schaden bei der Bemessung des ' 
Schadensbetrages nc:ch § 245 außer Ansatz." ' 

12. § 251 wird wie folgt geändert: 1 

I 

; 

d) Folgender neuer Absatz 2 wird eingetügt: 

„(2) Die ab 1. Juli 1961 fällig werdenden 
Zinsen werden halbjährlich, jeweils am 1. 
April und 1. Oktober, bar ausbezahlt." 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

13. § 258 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird als Satz 2 angefügt: 

„Auf Antrag des Geschädigten wird von der 
Erfüllung ein Betrag bis zu 5600 Deutsche 
Mark ausgenommen." 

b) In Nummer 2 wird als Satz 3 angefügt: 

„Auf Antrag des Geschädigten wird von der 
Anrechnung ein Betrag bis zu 5600 Deutsche 
Mark ausgenommen." 

c) In Nummer 4 wird als Satz 2 angefügt: 

„Der Hauptentschädigungsberechtigte kann 
die Abtretung auf den 5600 Deutsche Mark 
übersteigenden Teil seiner Ansprüche auf 
Haiiptentschädigung beschränken. " 

14. In § 265 Abs. 4 werden die Sätze 2 und 3 ge- 
strichen. 

15. In § 267 Abs. 1 werden die Worte „140 Deutsche 
Mark" durch die Worte „160 Deutsche Mark", 
die Worte „70 Deutsche Mark" durch die Worte 
„80 Deutsche Mark", die Worte „47 Deutsche 
Mark" durch die Worte „55 Deutsche Mark" 
ersetzt. 

16. In § 269 werden ersetzt 

a) in Absatz 1 die Worte „140 Deutsche Mark" 
durch die Worte „160 Deutsche Mark"; 

b) in Absatz 2 die Worte „70 Deutsche Mark" 
durch die Worte „80 Deutsche Mark" und 
die Worte „47 Deutsche Mark" durch die 
Worte „55 Deutsche Mark". 

17. § 273 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr. 3 werden die Worte „40 vom 
Hundert" durch die Worte „30 vom Hundert" 
ersetzt. 

b) In Absatz 5 werden die Worte „vor dem 
1. Januar 1898 (eine Frau vor dem 1. Januar 
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1903)" ersetzt durch die Worte „vor dem 
1. Januar 1906 (eine Frau vor dem 1. Januar 
1911)". 

18. § 278 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 werden die Worte „40 vom 
Hundert" durch die Worte „30 vom Hundert" 
ersetzt. 

b) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Ohne Rücksicht darauf, ob die Unterhalts- 
hilfe gezahlt wird, ruht oder eingestellt ist, 
werden Ansprüche auf Hauptentschädigung, 
auf die nach den Absätzen 1 bis 3 anzurech- 
nen ist, bei Grundbeträgen 

von 2000 bis 2999 Deutsche Mark 
in Höhe von 400 Deutsche Mark, 

von 3000 bis 3999 Deutsche Mark 
in Höhe von 55Ö Deutsche Mark, 

von 4000 bis 4999 Deutsche Mark 
in Höhe von 700 Deutsche Mark, 

von 5000 bis 5999 Deutsche Mark 
in Höhe von 850 Deutsche Mark, 

von 5600 bis 6530 Deutsche Mark 
in Höhe des 4700 Deutsche Mark 
übersteigenden Teils des Grundbetrages, 

von mehr als 6530 Deutsche Mark 

in Höhe von 35 vom Hundert des Grund- 
betrages 

erfüllt (Mindesterfüllungsbelrag); ist nach 
Absatz 2 auf mehrere Grundbeträge der 
Hauptentschädigung anzurechnen, so ist der 
Mindesterfüllungsbetrag auf der Summe die- 
ser Grundbeträge zu berechnen und im Ver- 
hältnis der Grimdbeträge zueinander aufzu- 
teilen." 

19. § 279 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Entschädigungsrente wird gewährt, wenn 
die Einkünfte de.s Berechtigten insgesamt 600 
Deutsche Mark monatlich nicht übersteigen. 
Dieser Betrag erhöht sich für den nicht dau- 
ernd von ihm getrennt lebenden Ehegatten um 
200 Deutsche Mark monatlich und für jedes 
Kind im Sinne dos §267 Abs. 1 um 100 Deut- 
sche Mark monatlich; im Falle des § 267 Abs. 1 
Satz 3 erhöht sich der Einkommens'höchstbe- 
trag ferner um eine Pflegezulage von 50 Deut- 
sche Mark, bei Heimunterbringung von 
20 Deutsche Mark monatlich. Bei unmittelbar 
geschädigten Vollwaisen im Sinne des § 265 
Abs. 3 beträgt der Einkommenshöchstbetrag 
250 Deutsche Mark monatlich." 


20. In § 282 Abs. 4 werden die Worte „vor dem 
1. Januar 1898 (eine Frau vor dem 1. Januar 
1903)" durch die Worte „vor dem 1. Januar 1906 
(eine Frau vor dem 1. Januar 1911)" ersetzt. 
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21. In § 284 Abs. 1 werden 

die Worte „30 DM" 

durch die Worte „60 DM", 

die Worte „40 DM" 

durch die Worte „80 DM", 

die Worte „50 DM" 

durch die Worte „100 DM", 

die Worte „60 DM" 

durch die Worte „120 DM" 

ersetzt. 

22. In § 291 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Absatz 1 und Absatz 2 zweiter Halbsatz 
finden keine Anwendung, wenn die Vorausset- 
zungen des § 273 Abs. 5 Nr. 1 und 2 vorliegon 
und der Geschädigte vor dem in § 273 Abs. 5 
genannten Endzeitpunkt geboren ist, oder wenn 
es sich um ein Aufbaudarlehen für eine land- 
wirtschaftliche Nebenerwerbsstelle handelt." 

23. § 295 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden 

die Worte „1200 DM" 

durch die Worte „1450 DM", 

die Worte „1600 DM" 

durch die Worte „1900 DM", 

die Worte „1800 DM" 

durch die Worte „2150 DM" 

ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „1200 
DM, 1600 DM und 1800 DM" durch die 
Worte „1450 DM, 1900 DM und 2150 DM" 
ersetzt. 

c) In Absatz 3 wird nach Satz 2 folgender Satz 
eingefügt: 

„Auf Antrag sind anstelle der Zuschläge 
nach Satz 1 und 2 Zuschläge nach dem Fa- 
milienstand des Geschädigten im Zeitpunkt 
des Eintritts des Schadens zu gewähren." 

24. In § 298 Abs. 2 werden die Worte „, Sowjet- 
zonenflüchtlinge jedoch nur insoweit, als sie 
vor dem 1. Februar 1953 aufgenommen worden 
sind" gestrichen. 

25. Als neuer § 301 a wird eingefügt: 

„§ 301 a 

(1) Deutsche aus der sowjetischen Besatzungs- 
zone und aus dem sowjetisch besetzten Sektor 
von Berlin, die im Notaiifnahmeverfahren auf- 
genommen und auf die Länder verteilt worden 
sind, erhalten, soweit sie nicht unter § 301 b 
fallen, aus dem Härtefonds {§ 301), wenn sie 
nach dem 31. Dezember 1959 erstmalig mit 
Wohnraum endgültig versorgt werden, zur Be- 
schaffung von Hausrat eine Beihilfe. § 301 fin- 
det entsprechende Anwendung. 
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(2) Beihilfe erhält nicht, wer 

a) dem in diesen Gebieten herrschenden 
politischen System in erheblicher oder 
verwerflicher Weise Vorschub gelei- 
stet hat; 

b) in diesen Gebieten durch sein Ver- 
halten gegen die Grundsätze der 
Rechtsstaatlichkeit oder Menschlich- 
keit verstoßen hat; 

c) sich in einer die Sicherheit oder die 
demokratischen Einrichtungen der 
Bundesrepublik und des Landes Ber- 
lin gefährdenden Weise betätigt hat; 

d) in diesen Gebieten eine auch nach 
rechtsstaatlicher Auffassung strafbare 
Handlung begangen und im Zusam- 
menhang mit dieser diese Gebiete 
verlassen hat, es sei denn, daß er aus 
von ihm nicht zu vertretenden Grün- 
den straffällig geworden ist. Nicht zu 
vertreten sind Gründe, die ihre Ur- 
sache in einer politischen, religiösen 
oder weltanschaulichen Haltung oder 
einer notstandsähnlichen Zwangslage 
haben; 

e) diese Gebiete verlassen hat, um sich 
auf diese Weise zivilrechtlichen 
Schuldverpflichtungen zu entziehen; 

f) ohne wichtigen Grund seinen Wohn- 
sitz oder ständigen Aufenthalt aus 
dem Geltungsbereich dieses Gesetzes 
in die in § 3 Abs. 1 genannten Ge- 
biete verlegt hat und von dort ohne 
wichtigen Grund wieder in den Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zurück- 
kehrt (Zonenpendler). 

(3) Der Nachweis, daß Ausschließungsgründe 
nicht vorliegen, ist durch eine Bescheinigung zu 
erbringen." 

26. Der bisherige § 301 a wird § 301 b und erhält 
folgende Fassung: 

„§ 301 b 

Leistungen an Sowjetzonenflüchtlinge 

(1) Sowjetzonenflüchtlinge im Sinne des § 3 
des Bundesvertriebenengesetzes und diesen 
nach § 4 des Bundesvertriebenengesetzes gleich- 
gestellte Personen erhalten Eingliederungsdar- 
lehen, Unterhaltshilfe und Hausratentschädi- 
gung, es sei denn, daß sie nach § 13 des Bundes- 
vertriebenengesetzes Rechte und Vergünstigun- 
gen nicht mehr in Anspruch nehmen können. 

(2) Die Leistungen werden entsprechend den 
Voraussetzungen und Grundsätzen gewährt, die 
für Leistungen an Geschädigte im Sinne dieses 
Gesetzes gelten; soweit di(? Vorschriften dieses 
Gesetzes und des Feststellungsgesetzes auf die 
in Absatz 1 genannten Personen nicht unmittel- 
bar angewendet werden können, sind sie sinn- 
gemäß anzuwenden. 
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(3) Nach näherer Maßgabe einer Rechtsver- : 

Ordnung kann an die in Absatz 1 genannten 
Personen, sofern sie Einkünfte von mehr als 
6500 Reichsmark verloren haben, Unterhalts- j 
hilfe gewährt werden, die die Sätze des § 269 ' 
übersteigt, wobei sich der Einkommenshöchst- ; 
betrag um den Steigerungsbetrag erhöht. j 

(4) Soweit die Höhe der Unterhaltshilfe oder j 

Hausratentschädigung von der Höhe verlorener 
Einkünfte abhängt, sind nach dem 31. Dezember | 
1944 bezogene Einkünfte außer Betracht zu i 
lassen. ! 

27. § 323 Abs. 4 erhält folgende Fassung; 

„(4) Für den Härtefonds (§§ 301, 301 a) und 
für sonstige Förderungsmaßnahmen (§ 302) sind 
über den bestehenden Zeitraum hinaus Mittel 
des Ausgleichsfonds bis zum 31. Dezember 1970 
zu gewähren. Für den Härtefonds darf der jähr- 
lich bereitzustellende Betrag 100 Millionen Deut- 
sche Mark nicht übersteigen.'' 


Artikel 2 

überleitungs- und Schlußvorschriften 

§ 2 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten überleitungsgeset- 

Bonn, den 2 


zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 3 

Anwendung im Saarland 

Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht im 
Saarland. 

§ 4 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. Die Vorschriften des § 1 sind, vor- 
behaltlich des Absatzes 2, mit Wirkung vom In- 
krafttreten des Lastenausgleichsgesetzes (§ 375) an 
anzuwenden. 

(2) Die folgenden Vorschriften des § 1 sind mit 
Wirkung vom 1. Januar 1961 an anzuwenden: 

Nummer 15 (§ 267 LAG), 

Nummer 16 (§ 269 LAG), 

Nummer' 17 (§ 273 LAG), 

Nummer 18 (§ 278 a LAG), 

Nummer 19 (§ 279 LAG), 

Nummer 20 (§ 282 LAG), 

Nummer 21 (§ 284 LAG). 

. Juni 1960 


Ollenhauer und Fraktion 
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